


 

 

Weckruf an unseren Außenminister zum Tschernobyltag 2014! 

Die „Wiener Plattform Atomkraftfrei“ startete am 25. 4. 
2014 einen „Weckruf“ vor dem Außenministerium. Was 
uns an diesem Bedenktag zu besonderem Protest 
veranlasste? Tschechien plant ein Atommüll-Endlager an 
der tschechisch-österreichischen Grenze. Die sieben in 
Frage kommenden Standorte dafür liegen 20-170 km von 
der Grenze entfernt. Die Umsetzung dieses Vorhabens 
stellt eine massive Bedrohung für Österreich dar. Die 
schwerwiegendsten Gründe gegen ein Endlager sind: 

� Der Sicherheitsnachweis für Behälter mit 
radioaktivem Abfall und das umgebende Gestein 
im Tiefenlager ist für 1 Million Jahre erforderlich  
- diese Garantie kann niemand abgeben; das ist 
menschenunmöglich. 

� Durch undichte Stellen der Behälter kann das 
Grundwasser radioaktiv kontaminiert werden. 

� Auch in der „Böhmischen Masse“ kann es durch 
Erdbeben zu Verwerfungen im Gestein und 
dadurch zum Austritt von Radioaktivität kommen. 

� Durch die geplante Größe des Endlagers wäre es 
möglich, auch Atommüll aus anderen Ländern 
anzunehmen - mit allen damit verbundenen 
Risiken! 

 

Die TeilnehmerInnen der Kundgebung machten 
mit Sprechchören, Trommelwirbel, Lärminstru-
menten und auch mit Weckern auf ihre Anliegen 
aufmerksam. „Wie wollen den Außenminister mit 
unseren Weckern (und in einem Brief) wachrütteln 
und auf seine Verantwortung der österreichischen 
Bevölkerung gegenüber hinweisen, denn ein End-
lager so nahe an Österreichs Grenze bedroht die 
Sicherheit unseres Landes und die Gesundheit 
unserer Bevölkerung“, erklärte die Sprecherin der 
„Wiener Plattform Atomkraftfrei“, Mag.a Johanna 
Nekowitsch. 

Tauziehen um die Nutzung der Atomkraft, Temelín/Dukovany 
Der geplante Ausbau des umstrittenen tschechischen 
AKW s Temelín ist vorerst vom Tisch! Der staatlich 
dominierte Energiekonzern CEZ hat die seit 2009 laufende 
Ausschreibung für den Bau eines dritten und vierten 
Blocks in dem 60 km von der österreichischen Grenze 
entfernten AKW aufgehoben. Grund dafür sind Zweifel an 
der Rentabilität des Projekts. Die Großhandelspreise auf 
dem europäischen Strommarkt sind gesunken. Die neue 
tschechische Regierung hat anfangs April einen 
garantierten Abnahmepreis für Strom aus den geplanten 
Reaktoren verweigert. Deren Bau hätte wohl 7-11 
Milliarden Euro gekostet. 

Ob das Aus für den Ausbau des AKWs endgültig ist, mag 
CEZ-Chef Benes noch nicht sagen. Er glaubt, dass die 
Atomkraft weiterhin der Schlüssel zur tschechischen 
Energieversorgung bleibt. Tatsächlich kursierten kurz nach 
dem Regierungsbeschluss bereits Gerüchte, dass ein neues 
Auswahlverfahren gestartet würde. Mit einem neuen 
Investor könnte der Preis nach unten gedrückt werden. 

Auch für das zweite tschechische AKW, Dukovany, gibt 
es überraschende neue Pläne. Es bekommt nicht nur neue 
Kühltürme, auch die Vorarbeiten für neue Reaktorblöcke 
haben Ende April begonnen. Das politische Tauziehen um 
die Atomkraft geht also weiter. 

Die grundlegenden Entscheidungen über Atompolitik 
würden nicht mehr in den einzelnen  Staaten getroffen, 
meinte der oberösterreichische Landesrat R. Anschober 
(Grüne). In Brüssel gehe es vor allem um die 
Grundfrage, wie stark Atomstrom staatlich 
subventioniert werden dürfe. (Wiener Zeitung, 11. 4. 
2014, Kurier, 30. 4. 2014) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

ner Plattform Atomkraftfrei 

Am 11. 4. übergab die Wiener Plattform Atomkraftfrei dem neuen 
Umweltminister DI Andrä Rupprechter anlässlich eines Antrittsbesuches
8.000 Protest-Unterschriften. Wichtige Themen waren das geplante 
Endlager in Tschechien und die überfällige Haftpflicht für AKW-Betreiber
Der Minister zeigte sich aufgeschlossen gegenüber unseren Sorgen und 
versprach einen baldigen zweiten Gesprächstermin. Foto: Lebensministerium 



Bitte helfen Sie wieder mit einer großzügigen Spende, sie darf aber auch klein sein,  
damit es wieder eine Elternschulung geben kann! 

Spendenkonto: PSK KNR 930 22 985, Kennwort „Leben mit Diabetes“ 

Diabetikerprojekt Elternschulung 
 Neuigkeiten aus der Stiftung Minsk: zuerst die traurige Nachricht: 
Der Leiter und Begründer der Stiftung, Gennadij Gruschewoj. ist 
am 28. Jänner 2014 nach langer Krankheit an Krebs gestorben. Die 
gute Nachricht: Die Mitarbeiter, unter ihnen Ludmilla 
Maruschkewitsch, arbeiten trotzdem weiter. Sie organisieren nach 
wie vor Erholungsaufenthalte für Tschernobyl-Kinder im Ausland, 
führen soziale Projekte für Jugendliche und „alte Babuschkas“ 
(damit meint man betagte alleinstehende Frauen, großteils 
Umsiedlerinnen aus der Tschernobyl-Zone) durch. Außerdem 
werden noch die Familien ehemaliger minderjähriger Insassinnen 
der Frauenstrafanstalt unterstützt. Die Diabetikerschulungen 
umfassen viele Teilbereiche: Mütterschulung, junge 
Erwachsene, Einschulungswochenenden, und für Kinder und 
Jugendliche auch eine Woche Schulung, damit das Erlernte 
richtig gefestigt wird. Wir haben schon einige dieser Projekte 
unterstützt, siehe frühere Ausgaben unserer Zeitung.  

Dieses Mal bittet uns Ludmilla wieder um Unterstützung der Schulung von Eltern minderjähriger 
diabeteskranker Kinder im Alter von zwei bis neun Jahren. Zum Abschluss erhalten die Kinder ein Geschenk, 
ein Blutzuckermessgerät und Stechhilfen, sowie Ernährungstabellen und Zuckerkontrolltabellen. 

 

Neue ÖkostrombezieherInnen bitte bei uns melden! Wir 
möchten Ihren Namen als gutes Beispiel veröffentlichen. 

Liebe Leserinnen, liebe Leser! Sie erhalten dreimal 

kostenlos unsere Zeitung „Atomkraftfreie Zukunft“. 

Bitte nehmen Sie heute die Gelegenheit wahr und 

überweisen Sie uns eine Spende. Falls nach drei-

maligem Bezug keine Spende eingeht, müssen wir 

leider aus Kostengründen die Zustellung einstellen. 

Tut uns leid .. 

Um unsere Aktivitäten auch weiter mit gutem 
Erfolg fortsetzen zu können, ersuchen wir 
unsere Leserinnen und Leser um die 
Überweisung des Förderbeitrags von € 15.- für 
das Jahr 2014. Auch Spenden nehmen wir 
dankend an! 

Wenn Sie unseren Newsletter lesen wollen, bitten 
wir Sie, uns Ihre E-Mail-Adresse bekanntzugeben.  

Besuchen Sie auch unsere Website: 
www.atomkraftfreiezukunft.at  

MitarbeiterInnen dringend gesucht! 
Gemeinsam bewegen wir viel! 
Betreuung unseres Info-Standes, Planung von 
Aktionen und Kampagnen, Teilnahme an Kund-
gebungen, Mitarbeit beim Zeitungsversand, ... 
Wenn Sie Interesse haben, laden wir Sie herzlich 
ein, sich bei uns zu melden: telefonisch unter 
01/865 99 39 oder per E-Mail: 
atomkraftfreiezukunft@gmx.at 

Die Vervielfältigung und der Versand dieser Zeitungsausgabe werden unterstützt von der Wiener Umweltanwaltschaft. 



Bürgerkrieg in einem Land mit Atomkraftwerken! 
In der Ukraine, wo sich die politische Lage dramatisch verschärft hat, 
sind derzeit vier Atomkraftwerke mit 15 Reaktoren sowjetischer 
Bauart in Betrieb. Diese sind zum Teil alt und in schlechtem Zustand. 
Selbst die IAEA hält die Anlagen nur für mäßig sicher. In einem 
dermaßen destabilisierten Land ist die Gefahr von Terrorakten 
größer denn je. Die Wiener Plattform Atomkraftfrei ist 
angesichts dieser Bedrohung äußerst besorgt! 
Zwar wurden angesichts der anhaltenden Krise die Sicherheitsvor-
kehrungen an den Atomanlagen verstärkt, doch es stellt sich die 
Frage, ob die Sicherheitsexperten im Land bleiben, wenn die Gewalt 
weiter eskaliert. Wer soll dann für die ohnehin fragwürdige Sicherheit 
garantieren oder für Schadensbegrenzung sorgen, wenn tatsächlich 
etwas passiert? 
Nach den zwei Super-GAUs in Tschernobyl und Fukushima braucht 
die Welt keinen dritten! Diese Technologie ist höchst gefährlich! Der 
Ausstieg aus der Atomkraft sollte lieber heute als morgen erfolgen! 

Kurz und wichtig 
Hamburg, Berlin: Bund soll Abriss von Atom-Meilern finanzieren 
Die drei großen deutschen Energieversorger RWE, Eon und EnBW 
wollen die finanziellen Risiken ihrer Atomgeschäfte auf den Bund 
abschieben. Die Konzerne fordern eine staatliche Stiftung, die den 
Abriss der Meiler und die Lagerung des Atommülls finanziert. Nach 
Informationen des SPIEGEL aus Konzern- und Regierungskreisen 
sollen die Meiler in eine öffentlich-rechtliche Stiftung übertragen 
werden. Die Stiftung soll die AKWs bis zum endgültigen Ausstieg 
aus der Atomenergie im Jahr 2022 betreiben. Gleichzeitig soll sie für 
den milliardenteuren Abriss der AKWs und die Lagerung der radio-
aktiven Abfälle aufkommen. Diese Meldung hat eine Flut an 
kritischen Kommentaren ausgelöst. (SPIEGEL online, 11. 5. 2014) 

Die Wiener Plattform Atomkraftfrei verteilte am 1. Mai 1.000 
Flugzettel mit Informationen zum Thema „Kein Atommüll-
Endlager an Österreichs Grenze!“ 

Direkte Förderung von Atomstrom gefordert 
Ausgerechnet im Kernland der freien Marktwirtschaft, in Großbritan-
nien, fordern die Betreiber des AKW-Projekts Hinkley Point C von 
der britischen Regierung garantierte Einspeisetarife für den im 
geplanten AKW erzeugten Strom. Dies zeigt deutlich, dass die AKW-
Betreiber das Steuergeld der BürgerInnen brauchen, damit es sich 
rentiert! (Kurier, 7. 4. 2014) 

Japan – Atomkraftwiedereinstieg trotz Fukushima 
Die japanische Regierung hat Mitte April  trotz der massiven 
Ablehnung der Bevölkerung den Wiedereinstieg in die Atomkraft 
beschlossen. Somit hat sie den Ausstiegsbeschluss der Vorgängerre-
gierung rückgängig gemacht. Ob das mit den jetzt erhöhten Energie-
kosten zu rechtfertigen ist, lässt sich bezweifeln, da die Kosten für die 
Sicherheitsaufrüstung der bestehenden Kraftwerke enorm sein 
dürften. In Fukushima hat die Firma Tepco im April 400.000 
Tonnen radioaktiv verseuchtes Wasser in den Pazifik geleitet. 
Achtzig Prozent der Japaner sind für einen Atomausstieg. 
(Die Presse, 12. 4. 14; Heute, 14. 4. 14; Wiener Zeitung, 12. 4. 14) 

Unser Infostand steht jeden Mittwoch von 11.30 bis 15.30 in der 
Schottenpassage, Wien 1. Außer in den Sommerferien bis 14. August! 
Wir freuen uns, wenn Sie uns besuchen! 

Thema aktuell 

 

Mag a. 
Hanna 
Nekowitsch, 
Sprecherin 
der „Wiener 
Plattform 
Atomkraft-
frei“  

Atomkraft? Nein danke! 
Redaktion: Günther Oettinger hat im April 
beim Energieforum in Lech zum Thema 
„Energiezukunft Europas“ gesagt, dass wir 
auf Atomkraft, Kohle und Schiefergas nicht 
verzichten könnten, um die Versorgungs-
sicherheit und günstige Preise zu gewähr-
leisten. Ist das so? 

Hanna: Das ist keineswegs so, aber die 
Worte des EU-Kommissars für Energie 
zeigen wieder einmal, was für ihn im Vor-
dergrund steht: nicht etwa die Sicherheit 
der Bevölkerung oder die Erhaltung einer 
lebenswerten Umwelt auch für künftige 
Generationen, sondern die Interessen der 
Konzerne. Er befürchtet ein Abwandern der 
Industrie und nimmt sogar Risiken für die 
Gesundheit der Menschen in Europa in Kauf, 
um das zu verhindern. 

Red.: Wie äußert sich Oettinger zu den  
Gefahren für die Umwelt durch Fracking, die 
umstrittene Art der Gewinnung von Schiefer-
gas? 

H.: Im November vorigen Jahres gab er beim 
Bürgerdialog in Wien noch zu, dass er sich 
nicht damit auskenne, in Lech erklärte er, die 
Experten könnten nachweisen, dass Fracking 
völlig unbedenklich sei, obwohl die Erfah-
rungen in den USA ein ganz anderes Bild 
zeigen. 

Red.: Wie war die Reaktion auf Oettingers 
Äußerungen? 

H.: Es gab eine Welle der Empörung, und 
das zu Recht, muss man sagen. Es ist 
wirklich unverantwortlich, wenn der 
Energiekommissar an einer höchst 
gefährlichen, veralteten und auch unwirt-
schaftlichen Technologie wie der Atom-
kraft festhält und die massiven Gefahren, 
die damit verbunden sind, wirtschaftli-
chen Interessen unterordnet. Insgesamt 
hat sich Oettinger in Lech deutlich als 
Atom- und Fracking-Lobbyist geoutet. 

Red.: Heißt das, dass die Diskussion um 
Atomförderungen wieder aufflammt? 

H.: Da heißt es auf jeden Fall wachsam sein! 
Daher muss die österreichische Bundes-
regierung sich auf EU-Ebene nachdrücklich 
dafür einsetzen, dass Gelder nicht in 
Forschung und Entwicklung von Energie-
trägern gesteckt werden, die massive Risiken 
für Umwelt und Gesundheit darstellen, 
sondern in den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien investiert werden. 

 




